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betr. Vermittlungsverfahren zur Schuldenregelung landwirtſchaftlicher Betriebe. 
Vom 11. 11. 1932. 
Auf Grund des $ 1 Ziff. 26 und 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 

S. 719) in der Faſſung des 8 1 des Geſetzes vom 28. Juni 1932 (G. Bl. S. 403) wird folgendes 

mit Geſetzeskraft verordnet: 
§ 1 
I. Der Inhaber eines landwirtſchaftlichen (forſtwirtſchaftlichen, gärtneriſchen) Betriebes, der in⸗ 
folge ſeiner Zahlungsverpflichtungen außerſtande iſt, ſeinen Betrieb bis zur Beendigung der Ernte 1933 
ordnungsmäßig aufrechtzuerhalten, kann bei dem Amtsgerichte die Eröffnung eines Vermittlungs⸗ 
verfahrens zur Herbeiführung der Schuldenregelung beantragen. 
II. Für Anträge gemäß Abſ. 1 iſt das Amtsgericht in Danzig ausſchließlich zuſtändig. 
8 2 
J. Der Antrag muß enthalten eine Angabe über die Art des Betriebs, die Größe der zu dem 
Betrieb gehörenden Grundſtücke und ihre Nutzungsart ſowie über die Höhe des berichtigten Wehr⸗ 
beitrags⸗ und des Einheitswertes. 
II. Dem Antrage ſind beizufügen 

1. ein Verzeichnis aller Gläubiger und Schuldner unter Angabe der einzelnen Forderungen 
und Schulden, ihrer Zinshöhe und Fälligkeit, des Schuldgrundes, des Zeitpunktes ihrer Ent⸗ 
ſtehung ſowie der für ſie beſtehenden Sicherheiten (Pfandrecht, Sicherungsübereignungen, 
Eigentumsvorbehalt uſw.), 

2. ein Verzeichnis aller übrigen Vermögensgegenſtände, 

3. eine Erklärung des Schuldners darüber, ob innerhalb des letzten Jahres vor dem Tage des 
Antrags zwiſchen ihm und ſeinem Ehegatten vor und während der Ehe, ſeinen oder ſeines 
Ehegatten Verwandten auf und abſteigender Linie, feinen oder ſeines Ehegatten voll- und 
halbbürtigen Geſchwiſtern oder den Ehegatten einer dieſer Perſonen eine Vermögensaus⸗ 
einanderſetzung ſtattgefunden hat, ſowie darüber, ob und welche Verfügungen über Ver⸗ 
mögensgegenſtände er innerhalb des letzten Jahres vor dem Tage des Antrags zugunſten 
einer dieſer Perſonen vorgenommen hat; Verfügungen, die ausſchließlich gebräuchliche Ge⸗ 
legenheitsgeſchenke zum Gegenſtande hatten, bleiben außer Betracht. 

4. einen Vorſchlag für die Regelung der Zahlungsverpflichtungen und eine Darlegung, wieweit 
zu dieſem Vorſchlage die Zuſtimmung der Gläubiger zu erwarten iſt. 

III. Der Antrag ſoll in vier Stücken eingereicht werden. 

8 3 
1. Das Gericht kann alle ihm geeignet erſcheinenden Ermittlungen vornehmen. Es Toll über den 
Antrag die amtliche Berufsvertretung des Handels und der Landwirtſchaft oder die von dieſen Be⸗ 
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rufsvertretungen hierzu beſtellten Vertrauensperſonen ſowie die Sicherungsſtelle hören. Es kann ins⸗ 
beſondere verlangen, daß der Schuldner ſeine Angaben an Eides Statt verſichert. 
II. Die Vorſchriften der 88 8 bis 11; 12 Abi. 1, 3 und 4; 13; 14 der Vergleichsordnung gelten 
ſinngemäß. 
84 


J. Die Eröffnung des Vermittlungsverfahrens iſt abzulehnen, 

1. wenn den Erforderniffen des 8 2 nicht genügt iſt und das Fehlende auch nicht binnen einer 
vom Gericht zu beſtimmenden angemeſſenen Friſt ergänzt wird, oder wenn der Schuldner die 
eidesſtattliche Verſicherung (8 3 Abſ. 1) verweigert, 

2. wenn die ordnungsmäßige Aufrechterhaltung des Betriebs bis zur Beendigung der Ernte 
1933 nicht gefährdet iſt, N 

3. wenn die Gefährdung des Betriebs nicht auf Umftänden beruht, die in der wirtſchaft⸗ 
lichen Geſamtentwicklung begründet ſind, und die abzuwenden der Schuldner nicht in der 
Lage war, 

4. wenn der Betriebsinhaber oder der von ihm beſtellte Betriebsleiter nicht geeignet erſcheint, 
den Betrieb ſachgemäß unter Wahrung der Intereſſen der Gläubiger fortzuführen, 

5. wenn der Schuldner außer dem landwirtſchaftlichen Betrieb und einem etwaigen landwirtſchaft⸗ 
lichen Nebenbetrieb einen anderen Betrieb von nicht unerheblichem Umfang unterhält, oder 
wenn ein erheblicher Teil der Schulden mit dem landwirtſchaftlichen Betrieb und etwa vor⸗ 
handenen landwirtſchaftlichen Nebenbetrieben nicht in wirtſchaftlichem Zuſammenhange ſteht, 

6. wenn der Vorſchlag des Schuldners unangemeſſen oder die Zuſtimmung der geſicherten und 
der Mehrheit der nicht geſicherten Gläubiger (8 19 Abſ. 1 und 2, 8 21) nicht zu erwarten iſt, 

7. wenn die Vermögenslage des Schuldners ſo unüberſichtlich iſt, daß ſie in dem für ein Ver⸗ 
mittlungsverfahren zur Verfügung ſtehen den Zeitraum nicht oder nur mit unwirtſchaftlich 


8. wenn die Mittel des Schuldners nicht ausreichen, um die Koſten des Verfahrens einſchließlich 
einer etwaigen Vergütung der Vermittlungsperſon zu decken, 

9. wenn das Vergleichs- oder das Konkursverfahren über das Vermögen des Schuldners er⸗ 
öffnet iſt, 

10. wenn der Antrag auf Anordnung der Sicherungsverwaltung über den Betrieb gemäß der 


Ziff. 2 aufgehoben worden iſt. 
II. Gegen den Beſchluß, der die Eröffnung des Verfahrens ablehnt, findet die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde ſtatt. 


8 5 
I. Liegen die Vorausſetzungen des $ 4 nicht vor, fo eröffnet das Gericht das Vermittlungs⸗ 
verfahren und beſtimmt eine Vermittlungsperſon. 
II. Die Eröffnung des Verfahrens und der Name der Vermittlungsperſon ſind durch die Ge— 
ſchäftsſtelle öffentlich bekanntzumachen. Der Beſchluß iſt dem Schuldner und der Vermittlungsperſon 
ſowie den dem Gericht bekannten Gläubigern zuzuſtellen. 


86 
Der Schuldner ſoll dem Gericht eine Vermittlungsperſon vorſchlagen. Schlägt der Schuldner 
einen hierzu bereiten Notar vor, ſo hat das Gericht ihn zu beſtellen. Im übrigen ſoll das Gericht die 
von dem Schuldner vorgeſchlagene Vermittlungsperſon beſtellten, wenn gegen ihre Eignung keine Be— 
denken beſtehen. Vermittlungsperſon kann auch eine juriſtiſche Perſon ſein. 


8 7 

I. Die Vermittlungsperſon hat die Aufgabe, auf Grund des Vorſchlags des Schuldners (§ 2 
Abſ. II Nr. 4) oder eines von ihr aufzuſtellenden Schuldenregelungsplans eine Verſtändigung des 
Schuldners mit ſeinen Gläubigern zu verſuchen. 

II. Sie überwacht, ſofern das Gericht hierzu nicht eine beſondere Aufſichtsperſon beſtellt, die 
Geſchäfts⸗ und die Betriebsführung des Schuldners und die Ausgaben für ſeine und ſeiner Familie 
Lebensführung. 

III. Der Schuldner iſt verpflichtet, der Vermittlungsperſon und der etwa beſtellten Aufſichts⸗ 
perſon jederzeit Auskunft über das Grundſtück, über den Betrieb, die ſonſtigen Vermögenswerte und 
die mit der Bewirtſchaftung im Zuſammenhang ſtehenden Rechtsverhältniſſe zu geben und Einſicht in 
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die vorhandenen Aufzeichnungen zu gewähren. Er hat für Geſchäfte, die über den Rahmen der lau⸗ 
fenden Wirtſchaftsführung hinausgehen, die Zuſtimmung der Vermittlungsperſon oder der etwa be— 
ſonders beſtellten Aufſichtsperſon einzuholen und muß das Geſchäft unterlaſſen, wenn die Vermitt⸗ 
lungsperſon oder die Aufſichtsperſon nicht zuſtimmt. 

8 8 

J. Die Vermittlungsperſon und die Aufſichtsperſon ſtehen unter der Aufſicht des Gerichts. Das 
Gericht kann ſie nach vorheriger Anhörung entlaſſen. Sie haben dem Gericht jederzeit Auskunft zu 
erteilen und ihm alsbald Anzeige zu machen, wenn ihnen Tatſachen bekannt werden, die ein Ein⸗ 
ſchreiten des Gerichts, insbeſondere die Einſtellung des Verfahrens, erfordern. 

II. Sie können von dem Schuldner Erſtattung angemeſſener barer Auslagen und eine ange⸗ 
meſſene Vergütung für ihre Geſchäftsführung verlangen. 88 44, 46 der Vergleichsordnung gelten 
ſinngemäß. 

III. Die Aufſichtsperſon hat der Vermittlungsperſon auf Verlangen Auskunft zu erteilen. 


89 
Der Schuldner darf während des Verfahrens die vorhandenen Mittel nur inſoweit für ſich ver⸗ 
brauchen, als es zu einer beſcheidenen Lebensführung für ihn und ſeine Familie unerläßlich iſt. 


8 10 

In der Zeit von der Stellung des Antrags bis zu ſeiner rechtskräftigen Ablehnung oder bis zur 
rechtskräftigen Beendigung des Verfahrens iſt die Entſcheidung über einen Antrag auf Eröffnung 
des Konkurſes ausgeſetzt. 

8 11 

J. Nach der Eröffnung des Vermittlungsverfahrens find bis zu feiner rechtskräftigen Beendigung 
Zwangsvollſtreckungen wegen Geldforderungen in Gegenſtände des beweglichen Vermögens des Schuld— 
ners unzuläſſig; der $ 775 Nr. 1 und der $ 776 der Zivilprozeßordnung gelten ſinngemäß. 

II. Vor der Eröffnung des Verfahrens kann das Gericht auf Antrag des Betriebsinhabers die 
Zwangsvollſtreckung mit oder ohne Sicherheitsleiſtung bis zur Entſcheidung über den Antrag auf 
Eröffnung des Vermittlungsverfahrens einſtweilen einſtellen. 

III. Als Zwangsvollſtreckung gilt auch die Vollſtreckung eines Arreſtes oder einer einſtweiligen 
Verfügung. 

8 12 

Die Vorſchriften des $ 11 finden keine Anwendung auf Zwangsvollſtreckungen wegen 

1. geſetzlicher Unterhaltsanſprüche, die nach Eröffnung des Verfahrens fällig werden, 

2. der Anſprüche der zur Bewirtſchaftung des Betriebes oder eines mit dem Betriebe verbun⸗ 
denen Nebengewerbes angenommenen, in einem Dienjt- oder Arbeitsverhältnis ſtehenden Per⸗ 
ſonen auf Lohn, Koſtgeld oder andere Dienſtbezüge, 

3. Steuern und anderer öffentlicher Abgaben einſchließlich der Beiträge und ſonſtigen Leiſtungen 
zur Sozialverſicherung, ſoweit dieſe Beträge nach dem 31. März 1932 fällig geworden ſind, 

4. der nach dem 30. September 1932 fällig gewordenen Zinſen einſchließlich der Verwaltungs⸗ 
koſtenbeiträge und der als Zuſchläge zu den Zinſen zu entrichtenden Tilgungsbeträge von Hy⸗ 
pothekenforderungen, Grundſchulden und ſonſtigen dinglichen Rechten, wenn dieſe Rechte an 
erſter Rangſtelle ſtehen oder Hypothekenbanken oder anderen Inſtituten zuſtehen, die ſich 
nach geſetzlicher Vorſchrift mit der Gewährung langfriſtiger Kredite befaſſen, 

5. Forderungen aus gegenſeitigen Verträgen und aus Krediten, ſoweit die Leiſtungen des Gläu⸗ 
bigers der laufenden Fortführung des Betriebes vom 1. April 1932 ab gedient haben oder 
dienen, 

6. wegen der zur Aufrechterhaltung eines landwirtſchaftlichen Betriebes nach dem 14. Dezember 
1931 gewährten Darlehen und Sachlieferungen ($$ 12 Abſ. II und 21 der Verordnung über 
die Einführung einer Sicherungsverwaltung zur Sicherung der Ernte vom 4. Dezember 1931 
(G. Bl. S. 907) in der Faſſung der Verordnung vom 18. März 1932 (G. Bl. S. 145), 

7. Forderungen, für die ein Früchtepfandrecht gemäß der Verordnung zur Sicherung der Früh⸗ 
jahrsdüngung und Saatgutverſorgung vom 1. April 1932 (G. Bl. S. 193) in der Faſſung 
der Verordnungen vom 5. April 1932 und 24. Juni 1932 (G. Bl. S. 195 und 401) beſteht. 


8 13 
I. Die Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks iſt nach der Eröffnung des Vermittlungsverfahrens 
auf Antrag des Schuldners für die Dauer des Vermittlungsverfahrens einſtweilen einzuſtellen, wenn 
Ausſicht beſteht, daß das Vermittlungsverfahren zu einer Verſtändigung des Schuldners mit ſeinen 
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Gläubigern führen wird. Die einſtweilige Einſtellung iſt mit der Maßgabe anzuordnen, daß ſie 
außer Kraft tritt, wenn der Schuldner die während der Dauer des Vermittlungsverfahrens fällig wer⸗ 
denden wiederkehrenden Leiſtungen nicht binnen zwei Wochen nach dem Eintritt der Fälligkeit bewirkt 
und die ſeit dem 25. Auguſt 1932 fällig gewordenen wiederkehrenden Leiſtungen nicht bis zu einem von 
dem Gericht zu beſtimmenden Zeitpunkt entrichtet. Von dieſer Anordnung iſt abzuſehen, ſoweit der 
Schuldner infolge eines außerordentlichen Rückgangs der Erträgniſſe des Betriebs zu den Leiſtungen 
nicht imſtande iſt. 

II. Die Zeit von der Eröffnung des Vermittlungsverfahrens bis zu ſeiner rechtskräftigen Beendi⸗ 
gung wird in die im § 10 Nr. 3 und 4 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes bezeichneten Friſten nicht ein⸗ 
gerechnet. 

III. Die im $ 31 Abſ. 2 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes vorgeſehene Friſt beginnt mit der 
rechtskräftigen Beendigung des Vermittlungsverfahrens. 


8 14 
Die Eröffnung des Vermittlungsverfahrens hat die Wirkung, daß während ſeiner Dauer eine 
Belaſtung des Grundſtücks mit Hypotheken, Grundſchulden oder Rentenſchulden unzuläſſig iſt. Die Er⸗ 
öffnung iſt auf Erſuchen des Gerichts auf den Grundſtücken, als deren Eigentümer der Schuldner einge⸗ 
tragen iſt, in das Grundbuch einzutragen. 
$ 15 


8 16 

J. Kommt eine Verſtändigung der Gläubiger und des Schuldners über den Schuldenregelungs⸗ 
plan nicht zuſtande, ſo kann der Schuldner mit Zuſtimmung der Vermittlungsperſon die Anberaumung 
eines gerichtlichen Vermittlungstermins beantragen. Die Vermittlungsperſon ſoll die Zuſtimmung ver⸗ 
ſagen, wenn nach ihrer Kenntnis der Sachlage auch der gerichtliche Vermittlungstermin keinen Erfolg 
verſpricht. 

II. Dem Antrage iſt ein vom Schuldner unterſchriebener Schuldenregelungsplan beizufügen. Der 
Plan muß eine Regelung ſämtlicher dinglicher und perſönlicher Verbindlichkeiten des Schuldners vorſehen 
und den nichtgeſicherten Gläubigern ($ 19) gleiche Rechte gewähren. § 25 Abſ. 2 bleibt unberührt. 


deren Rechte beeinträchtigt werden, und der Mehrheit der nichtgeſicherten Gläubiger, die zugleich die 

Hälfte der Geſamtſumme der Forderungen dieſer Gläubiger darſtellen muß, daß ſie mit dem Schulden⸗ 

regelungsplan einverſtanden ſind; die Zahl der Gläubiger und die Höhe ihrer Forderungen beſtimmt 
) 


Ss 17 

I. Entſpricht der Antrag den Erforderniſſen des $ 16, fo beſtimmt das Gericht einen Bermittlungs- 
termin. Der Termin iſt nicht über einen Monat hinauszurücken. 

II. Die Geſchäftsſtelle hat den Termin öffentlich bekanntzumachen. Der Schuldner, die Vermitt⸗ 
lungsperſon und die aus dem Gläubigerverzeichnis (8 2 Abſ. 2 Nr. 1) erſichtlichen Gläubiger werden 
zu dem Termin geladen. 

III. Die Bekanntmachung muß die Aufforderung an die Gläubiger enthalten, ihre Forderungen, 
ſoweit ſie aus dem Gläubigerverzeichnis nicht erſichtlich ſeien, ſpäteſtens im Vermittlungstermin anzu⸗ 
melden. In der Bekanntmachung und in der Ladung iſt darauf hinzuweiſen, daß der Schulden⸗ 
regelungsplan auf der Geſchäftsſtelle zur Einſicht der Gläubiger niedergelegt ſei. 

ed 

I. An dem Schuldenregelungsverfahren ſind alle Gläubiger beteiligt, die zur Zeit der Eröffnung 
des Vermittlungsverfahrens einen dinglichen oder perſönlichen Anſpruch gegen den Schuldner haben, 
mit Ausnahme der im $ 12 bezeichneten Anſprüche. 

b 8 19 

J. Als nicht geſicherte Gläubiger ſind die Gläubiger anzuſehen, die eine Geldforderung gegen den 
Schuldner haben, ſoweit ſie einfache Konkursgläubiger (8 61 Nr. 6 der Konkursordnung) wären, wenn 
im Zeitpunkt der Eröffnung des Vermittlungsverfahrens das Konkursverfahren über den Schuldner 
eröffnet worden wäre. 
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II. Ein Gläubiger, deſſen Forderung zur Zeit der Eröffnung des Vermittlungsverfahrens durch 
eine Hypothek geſichert iſt, gilt inſoweit als nicht geſichert, als die Hypothek außerhalb der Grenze des 
Verſteigerungswerts gemäß $ 2 der dritten Verordnung zur Durchführung der Verordnung über Maß⸗ 
nahmen auf dem Gebiet der Zwangsvollſtreckung vom 9. Auguſt 1932 (G. Bl. S. 667) liegt. Die 
Vorſchrift gilt ſinngemäß für Grundſchulden ſowie für Hypotheken, bei denen der Betriebsinhaber 
nicht der perſönliche Schuldner iſt. 

III. Alle übrigen Gläubiger gelten als geſicherte Gläubiger. Als geſicherte Gläubiger gelten auch 
Gläubiger, die ſich im Zeitpunkt der Eröffnung des Vermittlungsverfahrens durch Aufrechnung befrie⸗ 
digen können, ſowie Gläubiger aus gegenſeitigen Verträgen, die zur Zeit der Eröffnung des Vermitt⸗ 
lungsverfahrens noch von keiner Seite vollſtändig erfüllt worden ſind. 


8 20 0 
Im Vermittlungstermin haben der Schuldner und die Vermittlungsperſon perſönlich zu erſcheinen. 
Die Vorſchriften des $ 59 Satz 1, $ 60, § 61 Abi. 2, § 62 Abſ. 1 bis 3, 4 Satz 1 der Ver⸗ 
gleichsordnung gelten ſinngemäß mit der Maßgabe, daß als beteiligt die im § 18 dieſer Verordnung 
bezeichneten Gläubiger des Schuldners anzuſehen ſind. 


8 21 
J. Der Schuldenregelungsplan iſt angenommen, wenn 
1. alle ſtimmberechtigten in das berichtigte Gläubigerverzeichnis aufgenommenen geſicherten 
Gläubiger dem Plan zuſtimmen, ſoweit ihre Rechte durch den Plan beeinträchtigt werden, 
2. die Mehrheit der ſtimmberechtigten in das berichtigte Gläubigerverzeichnis aufgenommenen 
nichtgeſicherten Gläubiger dem Plan zuſtimmt und die Geſamtſumme der Forderungen dieſer 
Gläubiger mindeſtens zwei Drittel der Forderungen der ſtimmberechtigten, in das Gläubiger⸗ 
verzeichnis aufgenommenen nichtgeſicherten Gläubiger beträgt. 
II. Für die Berechnung der Mehrheiten der Nr. 2 gilt die Vorſchrift des § 64 der Vergleichs⸗ 
ordnung ſinngemäß. 
8 22 
J. Ein Gläubiger kann dem Schuldenregelungsplan auch ſchriftlich zuſtimmen. Die Zuſtimmungs⸗ 
erklärung muß dem Gericht bis zum Schluſſe der Abſtimmung im Vermittlungstermin zugegangen 
ſein. 
II. Die nach § 16 Abſ. 3 erteilte Zuſtimmung wirkt auch für den Vermittlungstermin, wenn ſie 
nicht nach Maßgabe des Abſ. 1 Satz 2 widerrufen wird. 


8 23 

I. Der angenommene Schuldenregelungsplan bedarf der Beſtätigung des Gerichts. 

II. Auf Antrag eines Gläubigers iſt die Beſtätigung zu verſagen, wenn der Schuldenregelungs⸗ 
plan unlauter, insbeſondere durch Begünſtigung eines Gläubigers, zuſtande gebracht worden iſt, oder 
wenn er den gemeinſamen Intereſſen der Gläubiger widerſpricht. 

III. Die Entſcheidung über die Beſtätigung iſt in dem Vermittlungstermin oder in einem alsbald 
zu beſtimmenden, nicht über eine Woche hinaus anzuſetzenden Termin zu verkünden. Gegen den Be— 
ſchluß, der die Beſtätigung verſagt, findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. 


ö 8 24 

J. Der beſtätigte Schuldenregelungsplan wirkt für und gegen alle beteiligten nichtgeſicherten Gläu⸗ 
biger, auch wenn ſie an der Abſtimmung nicht teilgenommen oder gegen den Plan geſtimmt haben. 

II. Die Rechte des Gläubigers gegen Mitſchuldner und Bürgen ſowie die Rechte aus einem für die 
Forderung beſtehenden Pfandrecht oder aus einer zu ihrer Sicherung eingetragenen Vormerkung werden 
durch den Schuldenregelungsplan nicht berührt. Das gleiche gilt für Rechte aus einer für die Forderung 
beſtehenden Hypothek, aus einer Grundſchuld oder Rentenſchuld, ſoweit ſich aus dem § 25 nichts 
anderes ergibt. 

8 25 

J. Soweit gemäß § 19 Abſ. 2 eine Forderung, für die an einem Grundſtück des Betriebsinhabers 
eine Hypothek beſteht, eine Hypothek oder eine Grundſchuld als nicht geſicherte Forderung zu behandeln 
iſt, bedürfen die aus dem beſtätigten Schuldenregelungsplan ſich ergebenden Einwendungen und Ein- 
reden zur Erhaltung gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuches nicht der Eintragung. 

II. Sollen nach dem beſtätigten Schuldenregelungsplan die nicht geſicherten Forderungen ganz 
oder teilweiſe erlaſſen fein, To erlöſchen, ſoweit der Erlaß reicht, mit der Beſtätigung des Planes 
die im § 19 Abſ. 2 bezeichneten Hypotheken und Grundſchulden. Zur Berichtigung des Grundbuchs 
genügt es, wenn eine beglaubigte Abſchrift des Schuldenregelungsplanes und eine Ausfertigung des 
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Beſtätigungsbeſchluſſes vorgelegt werden. Der Vorlegung des Hypotheken- oder Grundſchuldbriefes 
bedarf es nicht; $ 62 Abſ. 2 Satz 1 der Grundbuchordnung gilt ſinngemäß. 


S 26 


Mit der Beſtätigung des Schuldenregelungsplanes ſowie mit der Rechtskraft des Beſchluſſes, 
der die Beſtätigung verſagt, iſt das Vermittlungs verfahren aufzuheben. 


8 27 
J. Das Vermittlungsverfahren iſt einzuſtellen, wenn 

1. der Schuldner den Antrag auf Eröffnung des Verfahrens oder auf Anberaumung eines Ver— 
mittlungstermins zurücknimmt, 

2. der Schuldner einer Anordnung der Vermittlungsperſon oder der Aufſichtsperſon vorſätzlich 
nicht nachkommt oder vorſätzlich die ihm nach § 7 Abſ. 3, § 9 obliegenden Pflichten verletzt, 

3. die Vermittlungsperſon die Zuſtimmung zur Anberaumung eines gerichtlichen Vermittlungs⸗ 
termins verſagt, 

4. der Schuldner in dem Vermittlungstermin nicht erſcheint und, ſoweit dies zuläſſig iſt, ſich 
nicht vertreten läßt, 

5. ſich in dem Vermittlungstermin die zur Annahme des Schuldenregelungsplanes erforderli- 
chen Mehrheiten nicht ergeben, 

6. nach Ablauf von drei Monaten ſeit der Eröffnung des Verfahrens weder dem Gericht das 
Zustandekommen eines Schuldenregelungsplanes angezeigt ($ 15) noch die Anberaumung 
eines Vermittlungstermins beantragt worden iſt (8 16); die Friſt von drei Monaten kann 
vom Gericht auf Antrag der Vermittlungsperſon um einen Monat verlängert werden, wenn 
Ausſicht beſteht, daß in dieſer Friſt eine Verſtändigung zwiſchen dem Schuldner und ſeinen 
Gläubigern zu erzielen iſt. 

II. Gegen den Beſchluß, durch den das Vermittlungsverfahren eingeſtellt wird, findet die ſofortige 
Beſchwerde ſtatt. 
8 28 
Die Aufhebung und die rechtskräftige Einſtellung des Vermittlungsverfahrens ſind öffentlich be⸗ 
kanntzumachen; der Vermerk über die Eröffnung des Verfahrens ($ 14) iſt auf Erſuchen des Ge— 
richts im Grundbuch zu löſchen. 
$ 29 
Während des Vermittlungsverfahrens findet eine einſtweilige Einſtellung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung auf Grund der Vorſchriften der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiet der Zwangs⸗ 
vollſtreckung vom 19. Januar 1932 (G. Bl. S. 91) in der zur Zeit geltenden Faſſung nicht ſtatt. 


8 30 
Der Senat wird ermächtigt, die zur Durchführung dieſer Verordnung erforderlichen Rechtsverord— 
nungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften, insbeſondere über die Gerichts- und Anwaltskoſten, 
zu erlaſſen. Er kann, ſoweit er es zur Erreichung des Zwecks dieſer Verordnung für erforderlich hält, 
Vorſchriften ergänzenden Inhalts treffen. 
§ 31 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 11. November 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dumont 


146 Rechtsverordnung 
über die Zinserleichterung für den landwirtſchaftlichen Realkredit. 
Vom 15. 11. 1932. 
Auf Grund des $ 1 Ziff. 30 und 23 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 
S. 719) in der Faſſung des Geſetzes vom 28. 6. 1932 (G. Bl. S. 403) wird folgendes mit Ge⸗ 
ſetzeskraft verordnet: 
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f un 8 1 

(1) Die Zinſen einer Forderung, die durch eine Hypothek an einem landwirtſchaftlichen, forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen oder gärtneriſchen Grundſtück geſichert iſt, werden, ſoweit ſie für die Zeit vom 1. 1. 33 
bis zum 31. 12. 1934 geſchuldet werden, um 2 v. H., jedoch nicht unter 4 v. H., herabgeſetzt; das 
gleiche gilt für die Hypothek. Die Zinſen werden nicht herabgeſetzt, wenn die Forderung ihrer Art 
nach auch nach der Rechtsverordnung über die Senkung von Zinſen vom 16. Januar 1932 (G. Bl. 
S. 28 a) der Zinsherabſetzung nicht unterlag, es ſei denn, daß dies lediglich ſeinen Grund darin hatte, 
daß der Zinsſatz 6 v. H. nicht überſtieg, oder daß die Forderung erſt nach dem 1. 1. 32 entſtanden iſt. 

(2) Die Zinſen einer Forderung (Hypothek), die von einem Danziger gemeinnützigen Inſtitut zum 
Zwecke der Um- oder Entſchuldung eines Betriebes gegeben worden iſt (Umſchuldungsdarlehn bezw. 
Hypothek) werden nicht, die Zinſen einer Aufwertungsforderung (hypothek) nur dann herabgeſetzt, wenn 
die Aufwertungsforderung eine Tilgungsforderung iſt. 


8 2 
Herabgeſetzt wird auch ein Zinsſatz, der nicht durch eine Zahl beſtimmt, ſondern nach einem Maß— 
ſtab (z. B. Diskontſatz der Bank von Danzig) zu errechnen iſt, ſoweit ſich dabei für einen nach dem 
1. Januar 1933 liegenden Zeitraum ein Zinsſatz von mehr als 4 v. H. ergibt. 


8 3 
(1) Nicht als Zinſen gelten die nach der Rechtsverordnung über die Senkung von Zinſen vom 
16. Januar 1932 (G. Bl. S. 28 a) nicht gekürzten Zinsteile (Verwaltungskoſtenbeitrag) ſowie Zuſchläge, 
die ein Schuldner wegen Verzugs oder wegen Nichtbewirkung von Nebenleiſtungen zu zahlen hat, auch 
wenn ſie als Zinſen (3. B. Verzugs- oder Strafzinſen) bezeichnet find. 
(2) Nicht als Zinſen gelten ferner ſolche Zuſchläge zu feſten Zinſen, die für den Fall eines be⸗ 
ſtimmten Geſchäftsergebniſſes des Schuldners zu leiſten ſind. 


8 4 
(1) Nichtig it eine vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung getroffene Vereinbarung oder 
Satzungsbeſtimmung, 

a) wonach für den Fall einer geſetzlichen Zinsherabſetzung auf dieſe verzichtet wird, 

b) wonach für den Fall einer geſetzlichen Zinsherabſetzung die Hauptforderung fällig oder vor⸗ 
zeitig kündbar wird oder mit einem Aufgeld zurückzuzahlen iſt, 

c) wonach die Hauptforderung fällig oder vorzeitig kündbar wird oder mit einem Aufgeld 
zurückzuzahlen iſt, wenn eine Vereinbarung nach a) geſetzlich für nichtig erklärt werden 
ſollte. 

(2) Eine Nichtigkeit nach Abſ. 1 berührt nicht die Gültigkeit der übrigen Teile der Verein⸗ 
barung oder Satzung. 
8 5 
Der Zinsherabſetzung unterliegt auch eine Forderung (Hypothek), die erſt nach dem Inkrafttreten 
dieſer Verordnung entſteht, zu deren Begründung ſich der Gläubiger aber vorher verpflichtet hat. 
Durch die Zinsherabſetzung werden die Verpflichtung zur Begründung der Forderung (Hypothek) und 
die übrigen Teile der Vereinbarung nicht berührt. 


8 6 
Die Hypothek für den Zinsanſpruch erliſcht, ſoweit die Zinſen nach § 1 herabgeſetzt find. 


8 7 
(1) Der Kapitalbetrag der Forderung erhöht ſich um den Betrag, um den die Zinſen auf Grund 
der Vorſchrift des 8 1 herabgeſetzt jmd. Die Zuſatzforderung ermäßigt ſich, wenn die Stammforde⸗ 
rung (hypothek) auf Verlangen des Gläubigers vor dem 1. April 1940 zurückgezahlt wird. Die 
mäßigung beträgt, wenn die Rückzahlung erfolgt 
in der Zeit vom 1. April 1939 bis zum 31. März 1940 ein Viertel, 
in der Zeit vom 1. April 1938 bis zum 31. März 1939 die Hälfte, 
in der Zeit vom 1. April 1937 bis zum 31. März 1938 drei Viertel; 
erfolgt die Rückzahlung vor dem 1. April 1937, ſo fällt die Zuſatzforderung fort. Die Zuſatzforderung 
iſt unverzinslich; ihre Zahlung hat bei der Rückzahlung der Forderung (Hypothek) zu erfolgen. 
2) Iſt die Forderung (Hypothek) eine Tilgungsforderung (hypotheh, fo iſt die Zuſatzforderung 
im Anſchluß an die planmäßige Tilgung ein Jahr nach Fälligkeit der letzten Tilgungsrate zu ent⸗ 
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richten. Wird die Tilgungsforderung (hypothek) vorzeitig zurückgezahlt, ſo iſt die Zuſatzforderung bei 
der Rückzahlung der Forderung (Hypothek) zu tilgen. Die Vorſchrift des Abſ. 1 Satz 2, 3 findet auf 
Tilgungsforderungen Chypotheken) keine Anwendung. a 

(3) Iſt eine Grundkreditanſtalt, die auf Grund der Hypotheken Pfandbriefe ausgegeben hat, 
Gläubigerin der Tilgungsforderung Ehypothek), fo kann die Zuſatzforderung («bypothet) in der Weiſe 
getilgt werden, daß von den für die Stammforderung (hypothek) vereinbarten, nach dem 1. Januar 
1933 fällig werdenden planmäßigen Tilgungsraten ein Teil zur Tilgung der Zuſatzforderung (Chypo⸗ 
thek) verwendet wird. Die Anderung des Tilgungsplanes der Stammforderungen (Ehypotheken) bedarf 
der Genehmigung des Senats. Dieſer kann Näheres über die Anderung des Tilgungsplanes be⸗ 
ſtimmen. 

8 8 

(1) Iſt eine Grundkreditanſtalt der im § 7 Abſ. 3 bezeichneten Art Gläubigerin der Forderung 
(Hypothek), fo iſt auf Antrag der Gläubigerin in der Höhe der Zuſatzforderung eine Zuſatzhypothek 
mit dem Range der Stammhypothek im Grundbuch einzutragen. Der Bewilligung des Eigentümers 
und der gleich- und nachſtehend Berechtigten bedarf es nicht. 

(2) Gibt die Grundkreditanſtalt auf Grund der Zuſatzhypotheken Pfandbriefe aus, ſo ſind die 
Zuſatzhypotheken einer beſonderen Deckung zuzuführen. Die Pfandbriefe bleiben bei der Feſtſtellung, 
ob die Umlaufsgrenze eingehalten iſt, außer Betracht. 


8 9 

Die Zuſatzforderung gewährt, auch wenn eine Zuſatzhypothek nicht eingetragen iſt, ein Recht auf 
Befriedigung aus dem Grundftüd; das Recht hat den gleichen Rang wie die Hypothek und gilt nicht 
als Rückſtand wiederkehrender Leiſtungen im Sinne des $ 10 Abſ. 1 Nr. 4 des Zwangsverſteigerungs⸗ 
geſetzes. 

§ 10 

(J) Die Rückzahlung einer Forderung (Hypothek), deren Zinſen nach dieſer Verordnung gekürzt 
ſind, kann nicht zu einem früheren Zeitpunkt als dem 1. April 1935 verlangt werden. Dies gilt 
nicht für die Aufwertungsforderungen Ehypotheken). 

(2) Beſtehende Vereinbarungen und Satzungsbeſtimmungen, nach denen die Forderung in beſon⸗ 
deren Fällen vorzeitig fällig wird, ſowie die Rechte des Gläubigers nach den SS 1133 bis 1135 
des Bürgerlichen Geſetzbuches bleiben unberührt. Der Gläubiger einer Forderung (Hypothek), deren 
Rückzahlung nach Abſ. 1 hinausgeſchoben iſt, kann auch wenn dies nicht vereinbart iſt, ohne Ein⸗ 
haltung einer Kündigungsfriſt vorzeitig kündigen, wenn der Schuldner länger als 1 Monat mit einer 
Zinszahlung im Verzuge iſt. 

(3) Rechtsnachteile, die an eine unpünktliche Zahlung geknüpft ſind, treten nicht ein, wenn bis 
zum 1. April 1933 fällige Zins⸗ und Tilgungsbeträge infolge eines nicht auf grober Fahrläſſigkeit 
beruhenden Irrtums über die Höhe der nach der Verordnung geſchuldeten Beträge unvollſtändig ge⸗ 
zahlt werden. 

(4) Das Kündigungsrecht des Schuldners und des Eigentümers des belaſteten Grundſtücks wird 
durch die Vorſchriften des Abſatzes 1 nicht beſchränkt. 


§ 11 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden auf Grundſchulden ſowie auf die durch Grundſchuld 
geſicherten Forderungen entſprechende Anwendung. 


$ 12 
Zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs bedürfen 
die auf dieſer Verordnung beruhenden Veränderungen der Zinsſätze, der Fälligkeitsbedingungen und 
der Tilgungspläne nicht der Eintragung. Dies gilt auch für erſt nach dem 1. Januar 1933 ent⸗ 
ſtehende Hypotheken, ſoweit ihre Zinssätze und Fälligkeitsbedingungen und ihr Geldbetrag durch die 
Vorſchriften dieſer Verordnung geändert werden. 


§ 13 
Der Senat wird ermächtigt, die zur Durchführung dieſer Verordnung erforderlichen Rechtsvor⸗ 
ſchriften und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. Er kann, ſoweit er es zur Erreichung 
des Zwecks dieſer Verordnung für erforderlich hält, allgemeine Vorſchriften ergänzenden Inhalts er⸗ 
laſſen. 
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§ 14 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 15. November 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


147 Rechtsverordnung 
über die Berechnung der Zins⸗ und Proviſionsſätze bei Weitergabe von 
Geldern durch Kreditunternehmungen. 
Vom 15. 11. 1932. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 30 und 23 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 
S. 719) in der Faſſung des Geſetzes vom 28. Juni 1932 (G. Bl. S. 403) wird folgendes mit Geſetzes⸗ 
kraft verordnet: 
Artikel! 


8 1 

Unternehmungen, die geſchäftsmäßig die Verwahrung und Verwaltung von Geldbeträgen, insbe⸗ 
ſondere die Uebernahme von Geldbeträgen zur Verzinſung (Depoſitengeſchäfte) betreiben, können die 
Koſten für die Weitergabe von Guldenkrediten an die inländiſche Kundſchaft entweder in Geſtalt eines 
Nettozinsſatzes oder getrennt nach Sollzinſen und Kreditproviſion berechnen. 

8 2 

(1) Werden die Bedingungen nach Sollzinſen und Kreditproviſion berechnet, ſo hat der Zinsſatz 
ſich an den Diskontſatz der Bank von Danzig anzulehnen, ſofern dieſer nicht unter 4% beträgt. Die 
Zinſen dürfen nur für den tatſächlich in Anſpruch genommenen Kredit erhoben werden. 

(2) Es iſt jedoch zuläſſig, ſofern es ſich um einen Kredit von mindeſtens G 30 000 handelt, den 
zugeſagten Kreditbetrag auf einem Sonderkonto zu belaſten, das keine weiteren Umſätze aufweiſen darf 
außer den zur Abdeckung des Kredits beſtimmten und von dem Kreditnehmer als ſolche beſonders 
kenntlich gemachten Beträgen. Die Belaſtung auf Sonderkonto und Uebertragung auf laufende Rech⸗ 
nung darf jedoch nicht ſchon für den Tag der Kreditzuſage erfolgen, ſondern erſt mit dem Tage der 
Kreditinanſpruchnahme, und zwar jeweils in Höhe des beanſpruchten Betrages. Erfolgt eine zur vor⸗ 
zeitigen Abdeckung des Kreditbetrages oder eines Teiles des Kreditbetrages beſtimmte und als ſolche 
kenntlich gemachte Anſchaffung, ſo iſt dieſe dem Sonderkonto gutzuſchreiben, und der zugeſagte Kredit 
erliſcht in entſprechender Höhe. Eingänge, zu deren Wiederinanſpruchnahme der Kunde berechtigt ſein 
ſoll, dürfen nur in laufender Rechnung gutgeſchrieben werden. Bei der Grenze von 30 000 Gulden ge⸗ 
mäß Satz 1 dieſes Abſatzes iſt von dem urſprünglich zugeſagten Kreditbetrag ohne Berückſichtigung 
der etwa zurückgezahlten Teilbeträge auszugehen. 

(3) Die Kreditproviſion iſt in banküblicher Weiſe und zwar in der Regel vom Höchſtſollſaldo 
zu berechnen. 

8 3 


(1) Neben dem Nettozinsſatz oder neben der Kreditproviſion dürfen unbeſchadet der Beſtimmung des f 
$ 4 mit Ausnahme der Umſatzproviſion keine anderen Proviſionen berechnet werden. 8 
(2) Der Senat kann Richtlinien für die Erhebung und Berechnung einer Umſatzproviſion erlaſſen. 


8 4 
(1) Nimmt ein Schuldner bei einem Kreditunternehmen ohne Vereinbarung oder über den verein⸗ 
barten Kredit hinaus einen Kredit in Anſpruch, ſo iſt das Kreditunternehmen berechtigt, in dieſem Falle 
eine Ueberziehungsproviſion zu berechnen. 2 
I (2) Der Senat kann Richtlinien für die Erhebung und Berechnung einer Überziehungsproviſion er⸗ 
aſſen. 
8 5 


() Der Senat ſetzt nach Anhörung der Bank von Danzig Normalſätze für die Zinſen, die Kredit⸗ 
und Umſatzproviſion feſt. 

(2) Die Normalſätze können nach Art der kreditgebenden Unternehmungen und nach Art der 3. 
währten Kredite geſtaffelt werden. Die Normalſätze können auf beſtimmte Arten von Krediten be⸗ 
ſchränkt werden. 


750 
(3) Der Senat kann ferner nach Anhörung der Bank von Danzig Normalſätze für Zinſen und Pro— 
viſionen bei Gewährung von Krediten in ausländiſcher Währung feitjegen. 
8 6 
Weſentliche Ueberſchreitungen der Normalſätze ſind nur in beſonders gelagerten Einzelfällen zu- 
läſſig. Die Ueberſchreitung der Normalſätze iſt in der vierteljährlich zu machenden Meldung (Ar- 
tikel II) näher zu begründen. 
Artikel II 


(1) Unternehmungen der in Artikel 18 1 bezeichneten Art ſind verpflichtet, einer vom Senat zu 
beſtimmenden Stelle jeweils zum 31. März, 30. Juni, 30. September und 31. Dezember jeden Jahres 
Angaben über die von ihnen während des abgelaufenen Vierteljahres berechneten Sollzinſen und Pro— 
viſionen aller Art ſowie über die von ihnen im Spar⸗ und Depoſitengeſchäft gewährten Haben⸗ 
Zinſen zu machen. Dieſe Angaben haben ſich zu erſtrecken auf die in der Berichtsperiode berechneten 
Mindeſt⸗ und Höchſtſätze für Zinſen und Proviſionen und zwar: 

1. im Wechſeldiskontgeſchäft, 

2. im Kontokorrent-Kreditgeſchäft, 

3. bei der Beleihung von Waren und Wertpapieren, 
4. im Spar- und Depoſitengeſchäft. 

(2) Dieſe Angaben ſind innerhalb zwei Wochen nach dem 31. März, 30. Juni, 30. September und 
31. Dezember jeden Jahres einzureichen. 


(3) Die vom Senat beſtimmte Stelle kann im Bedarfsfalle die im Abſatz 1 vorgeſchriebenen An— 
gaben jederzeit binnen einer von ihr zu beſtimmenden Friſt verlangen. 


Artikel III 
8 1 
Unternehmungen, welche gegen dieſe Vorſchrift en verſtoßen, kann der Senat den weiteren Betrieb 
von Depoſitengeſchäften unterſagen. 
8 2 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Rechtsverordnung werden mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder 
mit Geldſtrafe bis zu fünfhunderttauſend Gulden beſtraft. 


Artikel IV 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Dezember 1932 mit der Maßgabe in Kraft, daß ſie auf 
Kreditgenoſſenſchaften, deren Geſchäftsbereich ſich lediglich auf ihre Mitglieder erſtreckt, erſt mit dem 
1. Januar 1933 Anwendung findet. Gleichzeitig tritt der Artikel II der Rechtsverordnung über die 
Senkung von Zinſen vom 16. Januar 1932 (G. Bl. S. 28 a) außer Kraft. Der Senat kann die 
zur Durchführung erforderlichen Verordnungen und Allgemeinen Verwaltungsvorſchriften erlaſſen. Er 
kann, ſoweit er es zur Erreichung des Zwecks dieſer Verordnung für erforderlich hält, allgemeine Vor: 
ſchriften ergänzenden Inhalts treffen. 


Danzig, den 15. November 1932. 


Pie an Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Nang Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 
148 Verordnung 


zur Durchführung der Rechtsverordnung über die Berechnung der Zins⸗ und Proviſionsſätze bei 
Weitergabe von Geldern durch Kreditunter nehmungen vom 15. 11. 32 (G. Bl. S. 749). 
Vom 15. 11. 1932. 
8 1 
Der Normalſatz wird für den Soll-Zinsja auf 1% über dem Diskontſatz der Bank von Danzig, 
für die Kreditproviſion auf ¼ % für den Monat und für den Nettozinsſatz auf 3 % über dem Dis- 
kontſatz bis auf weiteres feſtgeſetzt. Die Normalſätze gelten für Kredite, die gemäß den vereinbarten 
Kreditbedingungen abgewickelt werden. 
1 8 2 
Zu der in Artikel II der Verordnung vorgeſehenen Stelle wird die Bank von Danzig beſtimmt. 


751 
83 
Die von den Unternehmungen zu machenden Angaben ſind an die Bank von Danzig in drei— 
facher Anzahl einzureichen. Die Bank von Danzig kann die Verwendung beſtimmter Formblätter vor⸗ 
ſchreiben. 
84 
Die Bank von Danzig hat unverzüglich nach Eingang je ein Stück der Erklärungen dem Senat 
zu überſenden. Sie iſt berechtigt und auf Verlangen des Senats verpflichtet, die Angaben der Unter— 
nehmungen zu erläutern und zu ihnen Stellung zu nehmen. 
8 5 
Auf Verlangen des Senats hat die Bank von Danzig die Unternehmungen oder einzelne von 
ihnen zur Abgabe der Erklärungen gemäß Artikel II der Verordnung innerhalb der vom Senat be— 
ſtimmten Friſt zu erſuchen. 
8 6 
Dieſe Durchführungsverordnung tritt mit dem 1 Dezember 1932 an die Stelle der Durchfüh— 
tungsverordnung vom 30. Januar 1932 (G. Bl. S. 100), die aufgehoben wird. 


Danzig, den 15. November 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


149 Zweite Rechtsverordnung 
f ' über die Senkung von Zinjen. 
Vom 11. 11. 1932. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 30 und 23 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 
S. 719) in der Faſſung des Geſetzes vom 28. Juni 1932 (G. Bl. S. 403) wird folgendes mit Geſetzes⸗ 
kraft verordnet: 

Artikel ! 

Iſt ein bankmäßiger Perſonalkredit ($ 8 Buchſtabe a der Verordnung vom 16. Januar 1932 
über die Senkung von Zinſen (G. Bl. S. 28 a) dadurch geſichert worden, daß der Kreditnehmer auf 
einem ihm gehörigen Grundſtück zu Gunſten des Kreditgebers eine Grundſchuld beſtellt hat, ſo wird 
durch § 11 der genannten Verordnung vom 16. Januar 1932 über die Senkung von Zinſen die Fällig⸗ 
keit der Grundſchuld nicht berührt. Dasſelbe gilt, wenn der Kreditnehmer eine ihm zuſtehende Eigen⸗ 
tümergrundſchuld dem Kreditgeber zur Sicherung des bankmäßigen Perſonalkredits abgetreten hat. 

Artikel II 

In $ 2 Abi. 3 der Verordnung vom 16. Januar 1932 über die Senkung von Zinſen (G. Bl. 
S. 28 a) wird folgender Satz angefügt: 

„Iſt eine Forderung (Hypothek) oder Grundſchuld, die vor oder nach dem Inkrafttreten der 
Rechtsverordnung vom 16. Januar 1932 fällig war, vor dem Inkrafttreten der Rechtsver⸗ 
ordnung auf unbeſtimmte Zeit geſtundet worden, ſo unterliegt ſie der Zinsherabſetzung.“ 


Artikel III 
Die Verordnung tritt rückwirkend mit dem 1. Januar 1932 in Kraft. 
Danzig, den 11. November 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Schweg mann 


150 Dritte Verordnung 
Über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung ſowie über Kündigungsſchutz für Pächter 
landwirtihaftliher Grundſtücke. 
Vom 15. 11. 1932. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 26 und 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 
Wert 10) in der Faſſung des Geſetes vom 28. Juni 1932 (G. Bl. S. 403) wird folgendes mit Geſebes⸗ 
raft verordnet: 5 " 
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Artikel I 
Artikel II der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 
19. Januar 1932 (G. Bl. S. 91) in der Faſſung der Verordnung vom 3. Auguſt 1932 (G. Bl. S. 657) 
wird wie folgt geändert: 
1. Im $ 14 erhält der Abſatz I folgende Faſſung: 

J. Auch wenn die im $ 5 Abſ. III bezeichneten Vorausſetzungen vorliegen, iſt dem Antrag 
auf einſtweilige Einſtellung der Zwangsverſteigerung gemäß § 5 oder auf erneute Ein⸗ 
ſtellung gemäß $ 7 ſtattzugeben, wenn die Nichterfüllung der Verbindlichkeit auf außeror⸗ 
dentliche Verluſte durch Unwetter oder Viehſeuchen zurückzuführen iſt oder darin ihren Grund 
hat, daß die Preiſe der Produkte, auf deren Erzeugung der Betrieb allein oder überwiegend 
gerichtet iſt, hinter den allgemeinen Stand der Preiſe für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe ſeit 
Ende 1928 außerordentlich zurückgegangen ſind und die ordnungsmäßige Fortführung des 
Betriebes bei der Betriebsführung durch den Schuldner gewährleiſtet erſcheint. Bei der Felt- 
ſtellung der Preiſe ſind die geſamten Abſatzmärkte der Landwirtſchaft zu berückſichtigen. Der 
Sicherungsſtelle und unteren Verwaltungsbehörde iſt vor der Entſcheidung Gelegenheit zur 
Aeußerung zu geben. d 

2. Im $ 14 werden hinter Abſatz III folgende Vorſchriften eingefügt: 

VIa) Von der Zahlungsauflage gemäß $ 5 Abſ. IV iſt außer in dem Falle des Satz 2. 
daſelbſt auch dann abzuſehen, wenn die Erfüllung der Zahlungsauflage infolge außerordent- 
licher Verluſte durch Unwetter oder Viehſeuchen oder aus dem Grunde nicht möglich er— 
ſcheint, weil die Preiſe der Produkte, auf deren Erzeugung der Betrieb allein oder über— 
wiegend gerichtet iſt, hinter den allgemeinen Stand der Preiſe für landwirtſchaftliche Er— 
zeugniſſe ſeit Ende 1928 außerordentlich zurückgegangen ſind. Bei der Feſtſtellung der Preiſe 
ſind die geſamten Abſatzmärkte der Landwirtſchaft zu berückſichtigen. 

IVb) Der Umſtand, daß der Schuldner bereits bei Inkrafttreten der Verordnung vom 
19. Januar 1932 mit wiederkehrenden Leiſtungen für einen Zeitraum von ſechs Monaten 
im Rückstand war und bis zur Stellung des Antrags auf Fortſetzung des Verfahrens dieſe 
Rückſtände nicht bezahlt hat, ſteht in Abweichung von § 7 Abſ. II der erneuten Einſtellung 
der Zwangsverſteigerung nicht entgegen, wenn die Nichterfüllung der Verbindlichkeit auf 
außerordentliche Verluſte durch Unwetter oder Viehſeuchen zurückzuführen iſt oder darin 
ihren Grund hat, daß die Preiſe der Produkte, auf deren Erzeugung der Betrieb allein oder 
überwiegend gerichtet iſt, hinter den allgemeinen Stand der Preife für landwirtſchaftliche Er- 
zeugniſſe ſeit Ende 1928 außerordentlich zurückgegangen ſind. Bei der Feſtſtellung der Preiſe 
ſind die geſamten Abſatzmärkte der Landwirtſchaft zu berückſichtigen. 

3. In den $$ 14 a und 14 b werden die Worte „bis zum 31. Dezember 1932“ durch die 
Worte „bis zum 20. September 1933“ erſetzt. 


N Artikel II 

J. Die Vorſchriften des Artikels I treten mit der Verkündung in Kraft. 

II. Die Vorſchriften des Artikels I Nr. 1 und 2 finden auf Zwangsverſteigerungen, die zur 
Zeit des Inkrafttretens dieſer Verordnung anhängig ſind, mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

War bei der einſtweiligen Einſtellung gemäß § 5 oder der erneuten Einſtellung gemäß § 7 für 
die Zeit nach dem 30. September 1932 eine Zahlungsauflage gemäß Abſ. IV angeordnet, ſo kann 
der Schuldner innerhalb einer Notfriſt bis zum 30. November 1932 die Aufhebung der Auflage nach 
Maßgabe des § 14 Abſatz IVa beantragen. Wird dem Antrage ſtattgegeben, jo tritt eine nach $ 5 
Abſatz IV Satz 1 oder 3 bereits eingetretene Verwirkungsfolge außer Kraft. Die Vorſchriften im 
§ 6 Abſ. II bis IV finden entſprechende Anwendung. 


Artikel III 
J. Der Senat wird ermächtigt, die Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangs- 
vollſtreckung vom 19. Januar 1932 (G. Bl. S. 91) unter fortlaufender Paragraphenfolge neu be 
kannt zu machen und zwar in der zur Zeit der Bekanntmachung geltenden Faſſung und unter dem 
Datum des Tages der Bekanntmachung. 
II. Der Senat kann hierbei gegenſtandslos gewordene Vorſchriften weglaſſen ſowie den MWort- 
laut der Verordnung ändern, wenn dadurch der Inhalt nicht berührt wird. 
Artikel IV 
8 | 
J. Kündigt der Verpächter eines zu landwirtſchaftlicher, obſtbaulicher oder gewerbsmäßiger gärt⸗ 
neriſcher Nutzung überlaſſenen Grundſtücks das Pachtverhältnis, weil der Pächter mit der Zahlung 
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des Pachtzinſes ganz oder teilweile in. Verzug ſei, ſo kann auf Antrag des Pächters das Amts- 
gericht beſtimmen, daß die Kündigung als nicht erfolgt gilt. Dem Antrage darf nur entſprochen 
werden, wenn der Verzug auf Umſtänden beruht, die in der wirtſchaftlichen Geſamtentwicklung be⸗ 
gründet ſind und die der Pächter nicht abwenden konnte, insbeſondere wenn der Verzug auf außer⸗ 
ordentliche Verluſte durch Unwetter oder Viehſeuchen zurückzuführen iſt oder darin ſeinen Grund hat, 
daß die Preiſe der Produkte, auf deren Erzeugung der Betrieb allein oder überwiegend gerichtet iſt, 
hinter den allgemeinen Stand der Preiſe für land wirtſchaftliche Erzeugniſſe ſeit 1928 außerordentlich 
zurückgegangen ſind. Bei der Feſtſtellung der Preiſe ſind die geſamten Abſatzmärkte der Landwirt⸗ 
ſchaft zu berückſichtigen. Der Antrag iſt abzulehnen, wenn die ordnungsmäßige Fortführung des Be- 
triebes durch den Pächter nicht geſichert erſcheint. 

II. Der Pächter kann den Antrag nur binnen zwei Wochen ſtellen, nachdem ihm die Kündigung 
zugegangen iſt. 

III. Entſpricht das Amtsgericht dem Antrage des Pächters, jo darf wegen desſelben Pachtzinsrück⸗ 
ſtandes nicht erneut für einen früheren Zeitpunkt als den 31. Dezember 1933 gekündigt werden. 


82 
J. Für Anträge gemäß § 1 iſt das Amtsgericht in Danzig ausſchließlich zuſtändig. 


II. Das Verfahren richtet ſich nach den Vorſchriften über das Verfahren in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


§ 3 
Die Vorſchriften des Artikels IV treten mit der Verkündung in Kraft. Sie gelten auch für Kün⸗ 
digungen, die vor dem Inkrafttreten erfolgt ſind, ſofern nicht das Grundſtück vor dieſem Zeitpunkt 
vom Pächter geräumt oder vom Verpächter anderweit verpachtet worden iſt; der Antrag muß inner⸗ 
halb eines Monats ſeit dem Inkrafttreten geſtellt werden. 
s4 
Der Senat wird ermächtigt, die zur Durchführung des Artikels IV erforderlichen Rechtsverord⸗ 
nungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 


Danzig, den 15. November 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


151 Bekanntmachung 


der neuen Faſſung der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung. 
Vom 15. 11. 1932. 


Auf Grund des Artikels III der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangs⸗ 
vollſtreckung ſowie über Kündigungsſchutz für Pächter landwirtſchaftlicher Grundſtücke vom 15. No⸗ 
dember 1932 (G. Bl. S. 751) wird die Verordnung in der neuen Faſſung nachſtehend bekannt gemacht. 


Danzig, den 15. November 1932. 5 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


Verordnung 


über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung. 
Vom 15. 11. 1932. 


Artikel I 


. 1 Für die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung eines Grundſtücks iſt als Vollſtreckungs⸗ 

gericht das Amtsgericht in Danzig ausſchließlich zuſtändig. 
II Für bereits anhängige Verfahren gelten die bisherigen Zuſtändigkeitsvorſchriften. 
Artikel II 
A. Mindeſtgebot 
§ 1 (früher $ 1) ene 

N I Bleibt bei der Zwangsverſteigerung eines Grundftüds das abgegebene Meiſtgebot einſchliehlich 
es Kapitalwerts der nach den Verſteigerungsbedingungen beſtehen bleibenden Rechte hinter dem gemäß 
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$ 4 feſtzuſtellenden Wert (Verſteigerungswert) zurück, fo kann ein Berechtigter, deſſen Anſpruch ganz 
oder teilweiſe durch das Meiſtgebot nicht gedeckt wird, aber bei einem Gebote in der vorbezeichneten 
Höhe vorausſichtlich gedeckt ſein würde, die Verſagung des Zuſchlags beantragen. Der Antrag iſt ab⸗ 
zulehnen, wenn der betreibende Gläubiger widerſpricht und glaubhaft macht, daß ihm durch die Ver⸗ 
ſagung des Zuſchlags ein unverhältnismäßiger Nachteil erwachſen würde. 

II Der Antrag auf Verſagung des Zuſchlags kann nur bis zum Schluß der Verhandlung über 
den Zuſchlag (8 74 3G.) geſtellt werden; das gleiche gilt von der Erklärung des Widerſpruchs. 

III Wird der Zuſchlag auf Grund des Abi. I verſagt, fo iſt von Amts wegen ein neuer Ver⸗ 
ſteigerungstermin zu beſtimmen. Der Zeitraum zwiſchen den beiden Terminen ſoll, ſofern nicht die be= 
ſonderen Verhältniſſe ein anderes als zweckmäßig erſcheinen laſſen, mindeſtens 3 Monate betragen, darf 
aber 6 Monate nicht überſteigen. 

IV In dem neuen Verſteigerungstermin kann der Zuſchlag auf Grund der Vorſchrift des Abſ. I 
nicht verſagt werden. 

§ 2 (früher $ 2) 

Iſt das Meiſtgebot von einem zur Befriedigung aus dem Grundſtück Berechtigten abgegeben, ſo 
findet die Vorſchrift des $ 1 keine Anwendung, wenn das Gebot einſchließlich des Kapitalwertes der 
nach den Verſteigerungsbedingungen beſtehenbleibenden Rechte zuſammen mit dem Betrage, mit dem 
der Meiſtbietende bei der Verteilung des Erlöſes ausfallen würde, den Verſteigerungswert erreicht 
und dieſer Betrag im Range unmittelbar hinter dem letzten Betrage ſteht, der durch das Gebot noch 
gedeckt wird. 

§ 3 (früher § 3) 

Iſt der Zuſchlag einem zur Befriedigung aus dem Grundſtück Berechtigten zu einem Gebot er- 
teilt, das einſchließlich des Kapitalwertes der nach den Verſteigerungsbedingungen beſtehenbleibenden 
Rechte hinter dem Verſteigerungswert zurückbleibt, ſo gilt der Erſteher auch inſoweit als aus dem 
Grundſtück befriedigt, als ſein Anſpruch durch das abgegebene Meiſtgebot nicht gedeckt iſt, aber bei 
einem Gebot in der vorbezeichneten Höhe gedeckt ſein würde. 


§ 4 (früher $ 4) 
I Die Beſtimmungen über die Ermittlung und Berechnung des Verſteigerungswertes im Sinne 
der SS 1 bis 3 erläßt der Senat.“) 
II Der feſtgeſetzte Wert iſt im Verſteigerungstermin vor der Aufforderung zur Abgabe von Ge— 
boten bekanntzugeben. Der Zuſchlag oder die Verſagung des Zuſchlages kann nicht mit der Be⸗ 
gründung angefochten werden, daß der Wert unrichtig feſtgeſetzt ſei. 


B. Einſtweilige Einſtellung von Zwangsverſteigerungen 
$ 5 (früher $ 5) 

1 Auf Antrag des Schuldners kann die Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks auf die Dauer 
von längſtens ſechs Monaten einſtweilen eingeſtellt werden, wenn die Nichterfüllung der fälligen Ver 
bindlichkeit auf Umſtänden beruht, die in der wirtſchaftlichen Geſamtlage begründet ſind und die ab» 
zuwenden der Schuldner nicht in der Lage war. 

II Die im Abf. I bezeichnete Vorausſetzung iſt insbeſondere dann als gegeben anzuſehen, wenn 
der Schuldner für eine innerhalb des Verſteigerungswerts des Grundſtücks ſtehende Hypothek oder 
Grundſchuld, die nach dem 31. März 1931 fällig geworden iſt, keinen Erſatz gefunden hat oder wenn 
er infolge von Ausfällen an Mieten oder eines weſentlichen Rückgangs der ſonſtigen Erträgniſſe des 
Grundſtücks oder eines auf dem Grundſtück befindlichen Betriebs nicht in der Lage war, die aus den 
Erträgniſſen zu deckenden wiederkehrenden Leiſtungen zu erfüllen. 

III Der Antrag iſt, auch wenn die Vorausſetzungen des Abſ. I vorliegen, abzulehnen, wenn die 
einſtweilige Einſtellung der Zwangsverſteigerung dem betreibenden Gläubiger einen unverhältnis⸗ 
mäßigen Nachteil bringen würde. Dies iſt, ſofern die Zwangsverſteigerung von einem Gläubiger be 
trieben wird, deſſen Hypothek oder Grundſchuld innerhalb des Verſteigerungswerts des Grundſtücks 
ſteht, im Zweifel anzunehmen, wenn der Schuldnermit einer an den Gläubiger zu bewirkenden Leiſtung 
bei Eröffnung des Verfahrens über drei Monate im Rückſtande war und die Gefahr beſteht, daß die 
Lage des Gläubigers durch das Anwachſen von Rückſtänden öffentlicher Abgaben und wiederkehrender 
Leiſtungen weſentlich verſchlechtert wird. Der Antrag kann ferner abgelehnt werden, wenn mit Rüd- 
ſicht auf die Beſchaffenheit oder die ſonſtigen Verhältniſſe des Grundſtücks anzunehmen iſt, daß die 
Verſteigerung zu einem ſpäteren Zeitpunkt einen geringeren Erlös bringen würde. 


PL, Durchführungsverordnung vom 26. Januar 1932 — G. Bl. S. 99 —. 
3. Durchführungsverordnung vom 9. Auguſt 1932 — G. Bl. S. 667 —. 
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IV Die einftweilige Einſtellung kann auch mit der Maßgabe angeordnet werden, daß ſie außer 
Kraft tritt, wenn der Schuldner die während der Einſtellung fällig werdenden wiederkehrenden Lei⸗ 
ſtungen nicht binnen zwei Wochen nach Eintritt der Fälligkeit bewirkt. Wird die Zwangsverſteige⸗ 
rung von einem Gläubiger betrieben, deſſen Hypothek oder Grundſchuld innerhalb des Verſteigerungs⸗ 
werts ſteht, ſo darf das Gericht von einer Anordnung gemäß Satz 1 nur inſoweit abſehen, als dies 
nach den beſonderen Umſtänden des Falles zur Wiederherſtellung einer geordneten wirtſchaftlichen Lage 
des Schuldners geboten und für den Gläubiger unter Berückſichtigung feiner geſamten wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe, insbeſondere ſeiner eigenen Zinsverpflichtungen, erträglich erſcheint. Das Gericht kann 
auch anordnen, daß der Schuldner Zahlungen auf Rückſtände wiederkehrender Leiſtungen zu beſtimmten 
Terminen zu bewirken hat und daß die Einſtellung außer Kraft tritt, wenn dieſe Zahlungen nicht recht⸗ 
zeitig geleiſtet ſind. 

§ 6 (früher $ 6) 

I Der Antrag auf einſtweilige Einſtellung der Zwangsverſteigerung iſt nur innerhalb einer Not- 
friſt von vier Wochen nach Zuſtellung des Beſchluſſes zuläſſig, durch den die Zwangsverſteigerung an- 
geordnet oder der Beitritt zu dem Verfahren zugelaſſen iſt. 

I Vor der Entſcheidung über den Antrag iſt der betreibende Gläubiger, bei landwirtſchaft⸗ 
lichen Grundſtücken auch die Sicherungsſtelle zu hören. Es genügt für die Einſtellung, wenn die Bar: 
ausſetzungen glaubhaft gemacht ſind. 

III War der Verſteigerungstermin bereits bekanntgegeben, ſo iſt der Einſtellungsbeſchluß außer 
dem Gläubiger und dem Schuldner auch den übrigen Beteiligten zuzuſtellen. 

IV Gegen die Entſcheidung über den Antrag findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt, vor der Ent⸗ 
ſcheidung iſt der Antragsgegner zu hören; eine weitere Beſchwerde iſt unzuläſſig. 


§ 7 (früher $ 7) 

I War die Zwangsverſteigerung gemäß $ 5 oder auf Bewilligung des betreibenden Gläubi⸗ 
gers oder auf Anordnung des Prozeßgerichts eingeſtellt, ſo kann ſie auf Antrag des Schuldners 
nach den Vorſchriften des § 5 erneut eingeſtellt werden. 

I Die erneute Einſtellung iſt unzuläſſig, wenn der Schuldner bereits bei Inkrafttreten der Ver⸗ 
ordnung vom 19. Januar 1932 mit wiederkehrenden Leiſtungen für den Zeitraum von ſechs Mo⸗ 
naten im Rückſtande war und bis zur Stellung des Antrags auf Fortſetzung des Verfahrens dieſe 
Rückſtände nicht bezahlt hat. Dieſe Vorſchrift gilt nicht für landwirtſchaftliche Betriebe, bei denen die 
Nichterfüllung dieſer Verbindlichkeiten auf der Anordnung der Sicherungsverwaltung beruht. 

III Der Antrag auf erneute Einſtellung iſt nur bis zum Ablauf einer Notfriſt von vier Wochen 
nach Zuſtellung des Beſchluſſes zuläſſig, durch den die Fortſetzung des Verfahrens angeordnet wird. 
Die Vorſchriften des § 6 Abſatz II bis IV gelten entſprechend. 

IV Die erneute Einſtellung der Zwangsverſteigerung gemäß Abſatz 1 iſt nur einmal zuläſſig. 


$ 8 (früher § 8) 

Iſt die Zwangsverſteigerung gemäß § 5 oder § 7 einſtweilen eingeſtellt, jo beginnt die im § 31 
Abſatz II des Zwangsverſteigerungsgeſetzes vorgeſehene Friſt mit dem Zeitpunkte, bis zu dem die 
Einſtellung angeordnet war. 

$ 9 (früher $ 9) 

Der $ 30 3B6. iſt mit der Maßgabe anzuwenden, daß erſt die dritte Bewilligung der Ein⸗ 

ſtellung als Rücknahme des Verſteigerungsantrages gilt. . 


$ 10 (früher $ 9a) 
I Iſt die Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks zum Zwecke der Aufhebung einer Gemein⸗ 
ſchaft angeordnet, ſo iſt auf Antrag eines Miteigentümers die einſtweilige Einſtellung auf die Dauer 
von längſtens ſechs Monaten anzuordnen, wenn dies bei Abwägung der widerſtreitenden Intereſſen 
er mehreren Miteigentümer angemeſſen erſcheint. 
II Eine einmalige Wiederholung der Einſtellung iſt zuläſſig. 
III Die Vorſchriften des § 6 und des § 7 Abſatz III finden entſprechende Anwendung. 


§ 11 (früher $ 9 b) 
I Befindet ſich der Schuldner in Konkurs, ſo iſt auf Antrag des Konkursverwalters das Ver⸗ 
fahren einſtweilen einzuſtellen, wenn anzunehmen iſt, daß durch die Verſteigerung die angemeſſene 
erwertung der Konkursmaſſe vorausſichtlich weſentlich erſchwert werden würde, oder wenn ein 
wangsvergleichsvorſchlag eingereicht iſt. Der Antrag iſt jedoch abzulehnen, wenn die einſtweilige 
Einſtellung dem Gläubiger einen unverhältnismäßigen Nachteil bringen würde. Das Verfahren iſt 
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auf Antrag des Gläubigers fortzuſetzen, wenn der Konkursverwalter zuſtimmt oder die im Satz 2 
bezeichnete Vorausſetzung eingetreten oder das Konkursverfahren beendet iſt. 

Il Die Vorſchriften des 8 6 Abſatz II bis IV gelten entſprechend. 

II Die im $ 31 Abſatz 2 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes vorgeſehene Friſt beginnt mit der 
Beendigung des Konkursverfahrens. 

§ 12 (früher $ 9e) 

War die Zwangsverſteigerung einſtweilen eingeftellt, fo ſoll bei der Fortſetzung des Verfah- 
rens der Zeitraum zwiſchen der Anberaumung des Termins und dem Termine nicht mehr als ſechs 
Wochen betragen. Der Verſteigerungstermin iſt in dieſem Falle gemäß § 43 Abſatz 1 des Zwangs- 
verſteigerungsgeſetz nur dann aufzuheben und von neuem zu beſtimmen, wenn die Bekanntmachung der 
Terminsbeſtimmung nicht zwei Wochen vor dem Termine bewirkt iſt. 


8 13 (früher $ 10) 
Die Vorſchriften der 88 1—12 finden keine Anwendung, wenn die Zwangsverſteigerung betrie⸗ 
ben wird: 

a) wegen der in $ 10 Ziff. 3 3G. und Art. 1 bis 3 Pr. A. G. 3G. bezeichneten An⸗ 
Iprüde . 

b) wegen der zur Aufrechterhaltung eines landwirtſchaftlichen Betriebes nach dem 14. Dezember 
1931 gewährten Darlehen und Sachlieferungen (SS 12 Abſ. II und 21 der Verordnung 
über die Einführung einer Sicherungsverwaltung zur Sicherung der Ernte vom 4. Dezember 
1931 (G. Bl. S. 907). 

c) wegen der Anſprüche, auf die die Verordnung zur Sicherung der Frühjahrsdüngung und 
Saatgutverſorgung vom 1. April 1932 (G. Bl. S. 195) in der Faſſung der Verord⸗ 
nungen vom 5. April und 24. Juni 1932 (G. Bl. S. 195 und 401) Anwendung finden. 


§ 14 (früher $ 10 a) 

Das Verſteigerungsgericht ſoll den Schuldner in dem Beſchluß, durch den die Zwangsverſteige⸗ 
rung angeordnet oder der Beitritt zu dem Verfahren zugelaſſen wird, darauf hinweiſen, daß er nach 
dieſer Verordnung die Möglichkeit hat, die Einſtellung der Zwangsverſteigerung binnen einer Friſt 
von vier Wochen nach Zuſtellung des Beſchluſſes bei dem Gericht zu beantragen. 


C. Zwangsverwaltung 
§ 15 (früher $ 11) 

I Gehört bei der Zwangsverwaltung eines Grundſtücks zu den Beteiligten eine öffentliche Körper: 
ſchaft, ein unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehendes Inſtitut, eine Hypothekenbank oder ein Siedlungsunter⸗ 
nehmen im Sinne des Reichsſiedlungsgeſetzes, ſo kann dieſer Beteiligte innerhalb einer ihm von dem 
Gerichte zu beſtimmenden Friſt eine in ſeinen Dienſten ſtehende Perſon als Verwalter vorſchlagen. 

II Das Gericht hat den Vorgeſchlagenen zum Verwalter zu beſtellen, wenn der Antragſteller die 
dem Verwalter nach $ 154 Abſ. 1 3G. obliegende Haftung mitübernimmt und gegen den Vorge— 
ſchlagenen mit Rückſicht auf ſeine Perſon oder die Art der Verwaltung Bedenken nicht beſtehen. Der 
vorgeſchlagene Verwalter erhält für ſeine Tätigkeit keine Vergütung. 


D. Zuſtellungen an Schuldner mit unbekanntem Wohnſitz 
8 16 (früher 8 12) 

I Bedarf es zur Einleitung der Zwangsvollſtreckung in ein Grundſtück der Zuſtellung eines 
Schuldtitels im Wege der öffentlichen Zuſtellung, ſo kann die Zuſtellung ſtatt deſſen an einen bei 
dem Grundbuchamte für das Grundſtück beſtellten, Zuſtellungsbevollmächtigten erfolgen; iſt ein ſol⸗ 
cher nicht beſtellt oder iſt ein inländiſcher Wohnſitz des Beſtellten nicht bekannt, ſo hat das Voll- 
ſtreckungsgericht auf Antrag des Gläubigers für das beabſichtigte Verfahren einen Zuſtellungsver⸗ 
treter (S8 6, 7 3G.) zu beſtellen, an den der Schuldtitel zugeſtellt werden kann. Die Wirkung der 
Zuſtellung beſchränkt ſich auf die beabſichtigte Zwangsvollſtreckung. 

II Iſt von dem Schuldner ein Zuſtellungsbevollmächtigter beim Grundbuchamte beſtellt oder 
hat das Vollſtreckungsgericht gemäß Abſ. I einen Zuſtellungsvertreter beſtellt, ſo kann ihnen auch der 
Beſchluß, durch den die Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung angeordnet oder der Beitritt 
eines Gläubigers zugelaſſen wird, mit Wirkung für den Schuldner zugeſtellt werden. 
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E. Einſchränkungen von Verfügungen über Miet⸗ und Badhtzinsforderungen 
§ 17 (früher $ 13) 

Die Vorſchriften der SS 573, 574, 1123, 1124 des Bürgerlichen Geſetzbuchs (Reichsgeſetzbl. 
1896 S. 195, 1915 S. 327) und des § 21 der Konkursordnung (Reichsgeſetzbl. 1898 S. 612, 1915 
S. 327) ſind, ſoweit ſie die Wirkſamkeit von Verfügungen und Rechtsgeſchäften in Anſehung von 
Miet⸗ und Pachtzinsforderungen gegenüber dem Erwerber des Grundſtücks, den Hypothekengläubi⸗ 
gern und der Konkursmaſſe betreffen, mit der Aenderung anzuwenden, daß die in ihnen erwähn⸗ 
ten Verfügungen und Rechtsgeſchäfte nur für den laufenden Kalendermonat und, wenn das nach 
den genannten Vorſchriften maßgebende Ereignis (der Uebergang des Eigentums, die Kenntnis von 
dem Eigentumsübergang, die Beſchlagnahme oder die Konkurseröffnung) nach dem fünfzehnten Tage 
des Monats eingetreten iſt, für den folgenden Kalendermonat wirkſam ſind. 


F. Beſondere Vorſchriften über landwirtſchaftliche Grundſtücke 
§ 18 (früher $ 14) 

Die Vorſchriften der §§ 5 bis 7 finden auf landwirtſchaftliche Grundſtücke mit folgender Maß⸗ 
gabe Anwendung: 

J. Auch wenn die im § 5 Abſ. III bezeichneten Vorausſetzungen vorliegen, iſt dem Antrag auf 
einſtweilige Einſtellung der Zwangsverſteigerung gemäß § 5 oder auf erneute Einſtellung gemäß 
§ 7 ſtattzugeben, wenn die Nichterfüllung der Verbindlichkeit auf außerordentliche Verluſte durch Un- 
wetter oder Viehſeuchen zurückzuführen iſt oder darin ihren Grund hat, daß die Preiſe der Produkte, 
auf deren Erzeugung der Betrieb allein oder überwiegend gerichtet iſt, hinter dem allgemeinen Stand 
der Preiſe für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe ſeit Ende 1928 außerordentlich zurückgegangen ſind, und 
die ordnungsmäßige Fortführung des Betriebes bei der Betriebsführung durch den Schuldner ge- 
währleiſtet erſcheint. Bei der Feſtſtellung der Preiſe ſind die geſamten Abſatzmärkte der Landwirt⸗ 
ſchaft zu berückſichtigen. Der Sicherungsſtelle und unteren Verwaltungsbehörde iſt vor der Entſchei⸗ 
dung Gelegenheit zur Aeußerung zu geben. 

II Für die Zeit bis zum 30. September 1932 dürfen Anordnungen der im $ 5 Abſatz IV be⸗ 
zeichneten Art nicht getroffen werden. 

III Wird eine bis zum 30. September 1932 einſtweilen eingeſtellte Zwangsverſteigerung ge⸗ 
mäß 8 7 erneut eingeſtellt, jo hat die Zahlungsauflage gemäß § 5 Abſatz IV Satz 1, 2 auch die 
in der Zeit vom 25. Auguſt bis zum 30. September 1932 fällig werdende Rate wiederkehrender 
Leiſtungen zu umfaſſen; den Zeitpunkt, bis zu dem dieſe Rate zu entrichten iſt, beſtimmt das Gericht. 


§ 19 (früher $ 14 a) 

I Eine Zwangsvollſtreckung wegen einer Geldforderung in Gegenſtände des beweglichen Ver— 
mögens, die im Falle der Zwangsverwaltung von der Beſchlagnahme ergriffen werden würden, 
it aufzuheben, wenn der Sicherungsausſchuß ($ 10 der Verordnung über die Einführung einer Si⸗ 
cherungsverwaltung zur Sicherung der Ernte vom 4. Dezember 1931 — G. Bl. S. 907 —) be 
ſcheinigt, daß dem Schuldner durch die Zwangsvollſtreckung Mittel entzogen würden, die zur ord⸗ 
nungsmäßigen Fortführung der Wirtſchaft bis zum 30. September 1933 benötigt werden, und daß 
der Schuldner dafür die Gewähr bietet, daß er den Erlös aus der Veräußerung der Gegenſtände 
zur ordnungsmäßigen Fortführung der Wirtſchaft verwenden wird; bei der Prüfung hat der Siche⸗ 
rungsausſchuß den berechtigten des Gläubigers Rechnung zu tragen. 

I Wird bei einem landwirtſchaftlichen Pächter die Zwangsvollſtreckung in Gegenſtände betrieben, 
die, wenn er Eigentümer wäre, im Falle der Zwangsverwaltung von der Beſchlagnahme ergriffen 
werden würden, ſo findet die Vorſchrift des Abſatzes J entſprechende Anwendung. 


§ 20 (früher $ 14 b) 

Eine Zwangsvollſtreckung in Forderungen, die dem Inhaber eines landwirtſchaftlichen Betriebes 
aus der Lieferung von Milch oder Milcherzeugniſſen zuſtehen, iſt aufzuheben, wenn der Sicherungs⸗ 
ausſchuß (S 10 der Verordnung über die Einführung einer Sicherungsverwaltung zur Sicherung 
der Ernte vom 4. Dezember 1931 — G. Bl. S. 907 —) beſcheinigt, daß dem Schuldner durch die 
Zwangsvollſtreckung Mittel entzogen würden, die zur ordnungsmäßigen Fortführung der Wirtſchaft, 
insbeſondere zu Lohnzahlungen, bis zum 30. September 1933 benötigt werden, und daß der Schuld- 
ner die Gewähr bietet, daß er dieſe Mittel zu dem bezeichneten Zweck verwenden wird; bei der Prü- 
fung hat der Sicherungsausſchuß den berechtigten des Gläubigers Rechnung zu tragen. 

$ 21 (früher $ 140) er 

Der Schuldner kann durch ſchriftliche Erklärung gegenüber feinen Gläubigern auf die ihm 

nach den SS 14a und 14b zuſtehenden Rechte verzichten. 
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$ 22 (früher $ 14 d) 
Die Vorſchriften der SS 14a und 14b finden keine Anwendung, wenn die Zwangsvollſtreckung 
betrieben wird: 

1. aus Anſprüchen auf Unterhalt, die der Schuldner ſeinem Ehegatten, früheren Ehegatten, 
Verwandten oder einem unehelichen Kinde kraft Geſetzes zu gewähren hat, 

2. aus Anſprüchen der zur Bewirtſchaftung des Betriebes oder eines mit dem Betriebe ver— 
bundenen Nebengewerbes angenommenen, in einem Dienjt- oder Arbeitsverhältnis ſtehenden 
Perſonen auf Lohn, Koſtgeld oder andere Dienſtbezüge, 

3. aus Anſprüchen, die nach dem 1. Mai 1932 entſtanden find; als ſolche gelten nicht Anſprüche 
aus Wechſeln, wenn die zugrunde liegende Forderung vor dem 1. Mai 1932 entſtanden iſt, 

4. aus Anſprüchen der im § 10 Buchſtabe a bis c bezeichneten Art. 


$ 23 (früher 8 14 e) 

Die Gerichts-, Rechtsanwalt⸗ und Gerichtsvollziehergebühren ſowie etwaige Sachverſtändigenge— 
bühren ermäßigen ſich auf ein Viertel, ſofern die Zwangsvollſtreckung nach den Vorſchriften der 
$$ 14a und 14 b auf Antrag des Schuldners aufgehoben wird. 

IVa) Von der Zahlungsauflage gemäß $ 5 Abſ. IV iſt außer in dem Falle des Satz 2 daſelbſt 
auch dann abzusehen, wenn die Erfüllung der Zahlungsauflage infolge außerordentlicher Verluſte durch 
Unwetter oder Viehſeuchen oder aus dem Grunde nicht möglich erſcheint, weil die Preiſe der Produkte, 
auf deren Erzeugung der Betrieb allein oder überwiegend gerichtet iſt, hinter dem allgemeinen Stand 
der Preiſe für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe ſeit Ende 1928 außerordentlich zurückgegangen ſind. Bei 
der Feſtſtellung der Preiſe ſind die geſamten Abſatzmärkte der Landwirtſchaft zu berückſichtigen. 

IVb) Der Umſtand, daß der Schuldner bereits bei Inkrafttreten der Verordnung mit wiederfeh- 
renden Leiſtungen für einen Zeitraum von ſechs Monaten im Rückſtand war und bis zur Stellung 
des Antrags auf Fortſetzung des Verfahrens dieſe Rückſtände nicht bezahlt hat, ſteht in Abweichung 
von 8 7 Abſ. II der erneuten Einſtellung der Zwangsverſteigerung nicht entgegen, wenn die Nichter— 
füllung der Verbindlichkeit auf außerordentliche Verluſte durch Unwetter oder Viehſeuchen zurückzuführen 
iſt oder darin ihren Grund hat, daß die Preiſe der Produkte, auf deren Erzeugung der Betrieb allein 
oder überwiegend gerichtet iſt, hinter dem allgemeinen Stand der Preiſe für landwirtſchaftliche Erzeug⸗ 
niſſe ſeit Ende 1928 außerordentlich zurückgegangen ſind. Bei der Feſtſtellung der Preiſe ſind die 
geſamten Abſatzmärkte der Landwirtſchaft zu berückſichtigen. 


G. Koſten und übergangsvorſchriften“ 
§ 24 (früher § 15) 

Wird der Zuſchlag auf Grund des $ 1 verſagt, ſo ſind Gebühren für den Verſteigerungstermin 
nicht zu erheben. Die durch die Beſtimmung des neuen Termins entſtehenden Auslagen gehören zu den 
Koſten des Verſteigerungsverfahrens. 

6 § 25 (früher $ 16) 

1 Die Entſcheidung über den Antrag gemäß § 5, 7, 10 und 11 ergeht gebührenfrei. Die gericht⸗ 
lichen Auslagen hat der Schuldner auch dann zu tragen, wenn ſeinem Antrag ſtattgegeben wird. 

II Eine Erſtattung der durch den Antrag entſtandenen außergerichtlichen Koſten findet nicht ſtatt; 
dies gilt auch für die Beſchwerdeinſtanz. 

Schluß vorſchriften 
§ 26 (früher $ 20) 

I Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 

II Der Senat wird ermächtigt, zur Durchführung dieſer Verordnung Rechtsverordnungen zu er⸗ 
laſſen; er kann auch, wenn er dies für notwendig hält, ergänzende Vorſchriften erlaſſen. Er kann 
ferner das Außerkrafttreten der Vorſchriften dieſer Verordnung oder einzelner von ihnen anordnen und 
dabei die dazu notwendigen Uebergangsbeſtimmungen erlaſſen. 


Danzig, den 15. November 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig | 


*) Die jeweils gültigen Übergangsvorſchriften 
a) der 88 17 bis 19 der Verordnung vom 19. Juni 1932 (G. Bl. S. 91) 
b) des Artikels II der Verordnung vom 3. Auguſt 1932 (G. Bl. S. 657) 
e) des Artikels II der Verordnung vom 15. November 1932 — Bl. S. 752) 
ſind wegen ihrer beſchränkten Geltungsdauer fortgelaſſen. 
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152 Verordnung 
zur Belebung der Wirtſchaft, zugleich zur Abänderung des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot 


(Wohnungsbaugeſetz) vom 27. 3. 1925 (G. Bl. S. 79) in der zurzeit geltenden Faſſung. 
Vom 18. 11. 1932. 


Auf Grund von $ 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) ſowie von 
SS 1 und 2 des Ermächtigungsgeſetzes vom 28. 6. 1932 (G. Bl. S. 403) wird hiermit mit Geſetzes⸗ 
kraft verordnet: 
8 1 
Aus dem Aufkommen der Wohnungsbauabgabe im Rechnungsjahr 1933 wird ein Betrag von 
1,5 Mill. G — eine Million fünfhunderttauſend Gulden — für Inſtandſetzungsarbeiten an zwangs⸗ 
bewirtſchafteten Wohngebäuden den Gemeinden und Gemeindeverbänden zur Verfügung geſtellt. 


8 2 
Die nach Abſ. 1 des § 1 des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot (Wohnungsbaugeſetzes) 
vom 27. 3. 1925 (G. Bl. S. 79) in der zurzeit geltenden Faſſung am 1. 4. 1933 und 1. 4. 1934 ein⸗ 
tretende Steigerung der geſetzlichen Miete fällt fort. 


§ 3 
§ 8, Abſ. 2 bis 4 des Wohnungsbaugeſetzes werden ab 1. 4. 1933 durch folgenden Abſatz 2 
erſetzt: 
„Der hiernach verbleibende Reſt wird durch den Staatshaushaltsplan für den allge⸗ 
meinen Finanzbedarf und für Bauzwecke auf Staat und Gemeinden verteilt.“ 


8 4 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


8 5 
Der Senat kann zur Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung Rechtsverordnungen und 
allgemeine Verwaltungsvorſchriften erlaſſen. 


Danzig, den 18. November 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr.⸗Ing. Althoff 


153 Rechtsverordnung 
zur Ergänzung und Durchführung der Verordnung zur Belebung der Wirtſchaft, zugleich zur Ab⸗ 
änderung des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot (Wohnungsbaugeſetzes) vom 27. 3. 1925 
(G. Bl. S. 79) in der zurzeit geltenden Faſſung vom 18. November 1932. 
Vom 18.11. 1932. 


Auf Grund des $ 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719), der 88 1 
und 2 des Ermächtigungsgeſetzes vom 28. 6. 1932 (G. Bl. S. 403) und des 8 5 der Verordnung zur 
Belebnug der Wirtſchaft, zugleich zur Abänderung des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot 
(Wohnungsbaugeſetzes) vom 27. 3. 1925 (G. Bl. S. 79) in der zurzeit geltenden Faſſung vom 18. No⸗ 
vember 1932 wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
In der Zeit vom 1. Dezember 1932 bis 30. September 1933 vom Eigentümer für Inſtandſetzung 
von Wohngebäuden und Wohnungen, die der Wohnungsbauabgabe unterliegen, aufgewendete Beträge 
können nach Maßgabe der nachfolgenden Beſtimmungen auf die Wohnungsbauabgabe des fraglichen 
Hauſes im Veranlagungsjahr 1933 angerechnet werden, ſoweit die zur Verfügung geſtellten Mittel von 
1,5 Millionen Gulden nicht erſchöpft ſind. 
8 2 


Die Anrechnung wird auf die Hälfte des Geſamtbetrages der Wohnungsbauabgabe beſchränkt. 
die für das Grundſtück im Rechnungsjahr 1933 veranlagt iſt. Die Anrechnung erfolgt jeweils 45 zur 
Hälfte des monatlichen Solls. Die aufgewendeten Beträge werden zur Hälfte in Anrechnung gebracht. 

$ 3 dia 

Zuſtändig für die Anerkennung der Anrechnung ſind in den ſelbſtändigen Erhebungsbezirken der 
Wohnungsbauabgabe die Gemeindevorſtände bzw. die Magiſtrate, im übrigen die Kreisausſchüſſe. 
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Im Bereich der Stadtgemeinde Danzig entſcheidet der Senat oder eine von ihm zu benennende 
Stelle endgültig; im übrigen Freiſtaatgebiet findet gegen die Entſcheidung der Behörden nach Abſ. 1 
innerhalb von zwei Wochen nach Zuſtellung des Beſcheides Beſchwerde an den Senat — Abteilung 
für öffentliche Arbeiten — ſtatt, der endgültig entſcheidet. 


8 4 

Eine Anrechnung kommt nur in Frage, wenn ſich die Koſten der Arbeiten auf mindeſtens hun— 
dert Gulden belaufen, jedoch können, falls das Grundſtück im weſentlichen Kleinwohnungen mit einer 
Jahresfriedensmiete unter 240 M = 300 G enthält und das Gejamtjahresjoll an Wohnungsbauab⸗ 
gabe im Jahre 1933 zweihundert Gulden für das fragliche Grundſtück nicht überſteigt, bereits Ar⸗ 
beiten von mindeſtens 50 Gulden angerechnet werden. Nicht erforderlich iſt, daß ſich die einzelnen Ar⸗ 
beiten auf eine Wohnung und auf eine Handwerks- oder Gewerbeart beſchränken; erforderlich iſt jedoch, 
daß die Arbeiten in einer Anmeldung zuſammengefaßt ſind und in Wohnungen oder an Wohnge— 
bäuden ausgeführt werden, die der Wohnungsbauabgabe unterliegen. 
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Die Bewilligung einer Anrechnung für Gebäude, die im Eigentum oder in der Verwaltung des 

Staates oder einer Gemeinde ſtehen, iſt unzuläſſig. 
8 6 

Anrechnungsfähig ſind nur Inſtandſetzungs- und Unterhaltungsarbeiten, die geeignet ſind, die 
Erhaltung der Wohnung zu ſichern oder ihre Bewohnbarkeit zu verbeſſern wie z. B. Inſtandſetzung 
der Dielen, Treppen oder ſonſtiger Holzteile, der Ofen und Heizungsanlagen, Anlage oder Inſtand— 
ſetzung von Hausnummernbeleuchtung, innerer und äußerer Neuanſtrich, Beſeitigung von Haus— 
ſchwamm, notwendige Inſtandſetzung einer Einfriedigung, Erneuerung der Dachrinnen und Abfluß— 
rohre, Ausbeſſerung und Umdecken des Daches. 

Grundſätzlich kommen demgemäß in Frage: Zimmerer-, Tiſchler-, Töpfer-, Maler-, Maurer-, 
Klempner⸗, Dachdecker- und Inſtallateurarbeiten. 

Ausgenommen find Arbeiten, die als Luxus ausführung anzuſprechen ſind. 

8 

Berückſichtigt werden dürfen nur ſolche Arbeiten, die von einem Handwerker oder Unternehmer 
ausgeführt ſind, der im Beſitz einer Handwerkerkarte iſt. 

Abweichend hiervon darf auch eine Ausführung durch den Eigentümer ſelbſt berückſichtigt werden, 
der nicht im Beſitz einer Handwerkerkarte iſt, wenn das fragliche Grundſtück im weſentlichen Klein— 
wohnungen mit einer Jahresfriedensmiete unter 240 M = 300 G enthält und das Geſamtiahresſoll 
an Wohnungsbauabgabe 1933 für das fragliche Grundſtück nicht mehr als zweihundert Gulden be— 
trägt. 

8 8 

Bei den Koſten können auch Ausgaben berückſichtigt werden, die für die Durchführung des An— 
trages zweckmäßig erſcheinen, wie z. B. ſolche für notwendige Begutachtung und Projektbearbeitung 
durch einen Architekten, Ingenieur oder ſonſtigen Sachverſtändigen. 

89 

Zur Erlangung der Anrechnung hat der Eigentümer vor Beginn der Arbeiten einen Antrag an 
die in § 3 Abſ. 1 genannte zuſtändige Stelle (Behörde) zu richten. Dem Antrag it ein ſpezialiſierter 
Anſchlag des Handwerkers oder Bauunternehmers beizufügen. Die Behörde iſt berechtigt, in Zweifels⸗ 
fällen weitere zweckdienliche Beſcheinigungen zu verlangen. Sie kann auch eine Nachprüfung an Ort 
und Stelle vornehmen. 

8 10 

Sind die Vorausſetzungen für die Anrechnung gegeben, ſo erteilt die Behörde nach Maßgabe der 

zur Verfügung ſtehenden Mittel einen Vorbeſcheid. 


8 11 

Sobald die Arbeiten vorſchrifts⸗ und anſchlagmäßig ausgeführt ſind, erhält alsdann der Eigen⸗ 
tümer den endgültigen Anrechnungsbeſcheid. 

Die Behörde iſt berechtigt, ſich von der ordnungsmäßigen Ausführung der Arbeiten durch Nach— 
prüfung an Ort und Stelle und andere Maßnahmen an Ort und Stelle zu überzeugen. Sie kann 
zu dieſem Zweck auch eine genaue Aufitellung der tatſächlich entſtandenen Koſten und Beibringung 
entſprechender Belege verlangen. Der Anrechnungsbetrag vermindert ſich anteilig, wenn die endgül⸗ 
tigen Koſten die Höhe des Vorbeſcheides nicht erreichen. Bei Überſchreitung des Vorbeſcheides entſteht 
kein Anſpruch auf Erhöhung der Anrechnung. 
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8 12 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 18. November 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr.⸗Ing. Althoff 


154 Verordnung 


betreffend Verlängerung der Amtsdauer der Betriebsvertretungen. 
Vom 15. 11. 1932. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. S. 719) 
ſowie des $ 2 Ziffer 9 und des $ 3 Ziffer e des Ermächtigungsgeſetzes vom 28. Juni 1932 (G. Bl. 
S. 403) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

8 1 

Die Amtsdauer der nach SS 18, 19, 51, 54 des Geſetzes betreffend Errichtung von Arbeitneh— 
mer⸗Ausſchüſſen in der Faſſung vom 7. Juli 1931 (G. Bl. S. 670) gewählten Mitglieder einer geſetz— 
lichen Betriebsvertretung und der nach $ 58 dieſes Geſetzes gewählten Betriebsobmänner, die in der 
Zeit bis 31. März 1933 durch Ablauf der Wahlzeit enden würde, verlängert ſich um ein Jahr. Das 
gleiche gilt für die Mitglieder der nach § 61 desſelben Geſetzes gebildeten Betriebsvertretungen. 

Auf die Mitglieder einer nach $ 62 des Geſetzes gebildeten Vertretung der Arbeitnehmer finden 
die vorſtehenden Beſtimmungen keine Anwendung. 

8 2 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
83 

Der Senat kann zur Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung Rechtsverordnungen und 

allgemeine Verwaltungsvorſchriften erlaſſen. 


Danzig, den 15. November 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Blavier⸗ 


155 Bekanntmachung 
betreffend das Feingewicht ausländiſcher Währung. 
Vom 7. 11. 1932. 

Gemäß $ 3 Abi. 3 der Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Eintragung von 
Hypotheken und Schiffspfandrechten in ausländiſcher Währung und der Rechtsverordnung betreffend 
die Eintragung von Hypotheken mit Feingoldklauſel vom 30. 11. 1931 (G. Bl. S. 785) wird hiermit 
folgendes bekannt gegeben: 

Für einen franzöſiſchen Franken iſt der Gegenwert von 0,05895 gr Feingold zu entrichten. 
Danzig, den 7. November 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


156 Druckfehlerberichtigung. 
In den Ausführungs- und Überleitungsbeſtimmungen über das kaſſenärztliche Dienſtverhältnis 
(G. Bl. 1932 S. 712) muß es 
1. auf Seite 713 Kap. I $ 3 (2) und S. 718 Kap. V $ 39 (3) ſtatt „Manteltarif“ heißen 
„Mantelvertrag“. 
2. Auf Seite 715 Kap. II $ 170) im zweiten Satz ſtatt „wenn der“ heißen „wenn 
wegen der“. 


—— . —. —.,. — 8 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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